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WEG: Glasfaser-Verlegung 
war nicht zu verhindern
In einer Wohnungseigentümergemeinschaft 
war man sich nicht einig, ob die Immobi-
lie einen Glasfaseranschluss erhalten soll 
oder nicht. Bei der entscheidenden Abstim-
mung gab es eine Gegenstimme. Die Jus-
tiz musste klären, ob dieses Veto den 
Anschlusswunsch verhindern kann oder 
nicht. Im Urteil wurde darauf hingewiesen, 
dass für die Art der baulichen Veränderun-
gen, die für den Anschluss an das Glasfa-
sernetz erforderlich ist, im Prinzip eine Ein-
stimmigkeit erforderlich sei. Ausnahmen 
seien nach dem Gesetz bei Fernsprech-, 
Rundfunk- und Energieanschlüssen vorge-
sehen. Hier gebe es zwar im Hause schon 
eine Basisversorgung, jedoch müsse man 
von zeitgemäßen Erfordernissen der Daten-
übertragung ausgehen. Das sei heute ein 
Teil der Grundversorgung. Der Kläger müsse 
deswegen die Schaffung eines Anschlus-
ses dulden. Die Beeinträchtigung durch ent-
sprechende Erdarbeiten sei auch zeitlich 
befristet. 
AG Plön
Urteil vom 03.04.2020
Az.: 75 C 11/19

Makler musste nicht  
exakt aufklären

Wenn ein Immobilienverkäufer oder der 
von ihm beauftragte Makler einen nen-
nenswerten Mangel an einem Objekt ver-
schweigt, dann kann der Erwerber im Nach-
hinein Schadensersatz geltend machen. Die 
Erfolgschancen schwinden allerdings, wenn 
der vermeintliche Mangel ohnehin offenkun-
dig war. Ein Ehepaar hatte eine Eigentums-
wohnung gekauft. Im Exposé der Maklerin 
firmierten zwei Räume im Souterrain als 
„Gäste- und Wohnzimmer“. Doch nach Ver-
tragsabschluss stellten die neuen Eigen-
tümer fest, dass die betreffenden Räume 
nach den öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten zur Fenstergröße gar nicht als Wohn-
fläche zu bezeichnen waren. Sie forderten 
einen anteilmäßigen Verlustausgleich des 
Kaufpreises, der 590.000 Euro betragen 
hatte. Der Bundesgerichtshof entschied wie 
zuvor schon das Oberlandesgericht Frank-
furt zu Gunsten der Maklerin. Zwar habe 

❙ Kurz gefasst
sie als Expertin bemerken müssen, dass 
das Souterrain nicht die Bestimmungen 
für eine Wohnfläche erfülle. Doch habe sie 
davon ausgehen dürfen, nicht eigens auf 
die Besonderheit dieser Räume hinweisen 
zu müssen. Man habe ja bei der Besichti-
gung sogar noch ausdrücklich über die pro-
blematischen Lichtverhältnisse gesprochen.
BGH
Urteil vom 20.05.2020
Az.: I ZR 194/19

Wohnung unbenutzbar: 
Eigentümerin muss zahlen

Auch wenn eine Eigentumswohnung wegen 
größerer Mängel vorübergehend nicht 
benutzbar ist, so schuldet der Eigentü-
mer der Gemeinschaft trotzdem in vollem 
Umfang die Beitragszahlungen. Der Beitrag 
kann nicht gemindert werden. Der Fall: Eine 
Wohnungseigentümerin konnte drei Objekte 
innerhalb einer Wohnanlage nicht nutzen, 
weil sie grundlegend saniert werden muss-
ten. Wer die Verantwortung für den schlech-
ten Zustand der Immobilien trug, das war 
strittig. Trotzdem hielt sich die Eigentüme-
rin von ihrer Beitragspflicht an die Gemein-
schaft für befreit. Die übrigen Mitglieder 
erhoben Klage auf Zahlung, um doch noch 
an das Geld zu kommen. Das Urteil: Eine 
Zivilkammer wies darauf hin, dass Eigen-
tümer wegen Unbenutzbarkeit von Woh-
nungen im Regelfall kein Minderungsrecht 

besitzen. Sie alleine trügen das Risiko von 
Benutzbarkeit oder Vermietbarkeit. Das 
Wohngeld sei deswegen im konkreten Fall 
im vollen Umfang zu bezahlen.
LG Berlin
Urteil vom 15.06.2018
Az.: 55 S 81/17

Erhaltungsaufwendungen 
über den Tod hinaus

Ein Steuerpflichtiger kann größere Aufwen-
dungen für die Erhaltung von Gebäuden 
gegenüber dem Fiskus auf mehrere Jahre 
verteilen. Doch was geschieht, wenn der 
Betroffene während dieses Zeitraumes 
stirbt? Damit musste sich die höchste 
finanzgerichtliche Instanz in Deutschland 
befassen. Werbungskosten aus Vermietung 
und Verpachtung sind in dem Veranlagungs-
zeitraum abzusetzen, in dem sie geleistet 
wurden. Bei Erhaltungskosten ist jedoch 
eine Verteilung auf zwei bis fünf Jahre mög-
lich. Letzteres hatte ein Eigentümer getan, 
dann verstarb er allerdings vor dem Ende 
der Frist. Die Rechtsprechung musste nun 
darüber entscheiden, wie die Erben mit den 
noch nicht verbrauchten Erhaltungsaufwen-
dungen umgehen können.  Der Bundes
finanzhof beschloss, dass der noch nicht 
berücksichtigte Teil der Erhaltungsaufwen-
dungen im Veranlagungsjahr des Verster-
bens als Werbungskosten abzusetzen ist. 
Die Verteilung der Erhaltungsaufwendungen 
auf die Folgejahre kann von den Erben nicht 
fortgesetzt werden.
BFH, Urteil vom 10.11.2020
Az.: IX R 31/19
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Keine Haftung  
für Sturz der Mieterin
Wenn ein großes Rollo plötzlich und uner-
wartet herunterkracht, während man sich 
selbst in der Nähe aufhält, dann kann 
einen das schon gehörig erschrecken. 
So war es der Mieterin einer Doppelhaus-
hälfte ergangen. Nach eigenen Angaben 
verlor sie deswegen auf einer Treppe das 
Gleichgewicht, stürzte und verletzte sich 
(unter anderem am Handgelenk). Nun 
forderte sie 10.000 Euro Schmerzens-
geld und etwa 50.000 Euro Haushalts
führungsschaden vom Eigentümer der 
Immobilie. Schließlich habe sie diesen 
nach dem Einzug darauf hingewiesen, 
dass das Rollo schwergängig sei. Doch die 
Justiz lehnte über zwei Instanzen hinweg ab.  
Die Begründung: Es gebe keinen adäquaten 
Zusammenhang zwischen dem Krach und 
dem Unfall. Überreaktionen nach lauten 
Geräuschen gehörten zum allgemeinen 
Lebensrisiko. 
LG Nürnberg-Fürth
Beschluss vom 18.07.2018
Az.: 7 S 5872/17

Vermieter darf Agent  
Provocateur einsetzen

Bei Hinweisen auf ein erhebliches vertrags-
widriges Verhalten kann es dem Vermieter 
einer Wohnung erlaubt sein, einen soge-
nannten Agent Provocateur (eine Art Spitzel) 
einzusetzen, um die Pflichtverletzung nach-
zuweisen. So entschied es ein Gericht in 
der Bundeshauptstadt. Eine Mieterin hatte 
ohne Rücksprache mit dem Eigentümer 
Teile ihrer Wohnung an Touristen unter-
vermietet. Nach einer Abmahnung löschte 
die Mieterin zwar ein entsprechendes 
Profil im Internet, betrieb aber trotzdem 
weiterhin ihre Untervermietung. Daraufhin 
setzte der Eigentümer verdeckt eine Person 
an, die ein Zimmer buchte. Anschließend 
sprach er der Mieterin die Kündigung aus.  
Das Urteil: Eine Zivilkammer billigte das 
Auftreten des Agent Provocateur und 
ebenso die anschließende Kündigung des 
Mietverhältnisses. Von dem in Frage ste-
henden Hausfriedensbruch könne keine 
Rede sein, denn diese Person habe sich 
mit Wissen und in Anwesenheit der Miete-
rin in der Wohnung aufgehalten.
LG Berlin
Urteil vom 15.09 2020
Az.: 63 S 309/19

Fiskus erkannte eine Ab-
bruchverpflichtung nicht an
Die Finanzbehörden können bei der Gebäu-
debewertung einen Abschlag bei der Grund-
steuer gewähren, wenn eine vertragliche 
Abbruchverpflichtung besteht. Doch das 
gilt nicht in jedem Falle. Der Fall: Nach der 
Pacht einer Kleingartenparzelle und dem 
damit verbundenen Kauf eines Gebäudes 
auf diesem Grundstück stand für den Erwer-
ber ein Abschlag bei der Grundsteuer zur 
Debatte. Die Begründung: Es gebe im Ver-
trag eine Abrissklausel, der zufolge auf 
Verlangen der Verpächter das Objekt bei 
Beendigung des Vertrages abzureißen sei. 
Der Käufer war der Meinung, das könne 
eine Verringerung des Einheitswertes von 
35.000 auf 15.000 Euro zur Folge haben. 
Der Fiskus widersprach dem. Eine derar-
tige Abbruchverpflichtung muss eindeutig 
und unbedingt sein, wenn sie berücksich-
tigt werden soll. Das sah die höchste deut-
sche Finanzgerichtsbarkeit in der konkreten 
Situation als nicht gegeben an. Im Gegen-
teil: Hier handle es sich um eine Vorsichts-
maßnahme der Verpächter, ein konkreter 
Abriss sei nicht wahrscheinlich.
BFH
Urteil vom 01.10.2020
Az.: II B 29/20

Architekten muss Bau von 
Kanalrohren überwachen

Ein Architekt, der die Errichtung eines Ein-
familienhauses überwacht, muss auch die 
Bauausführung der Abwasserrohrleitungen 
kontrollieren. Tut er das nicht, macht er 
sich haftbar. Ein Bauherr beanstandete die 
Art und Weise, wie der von ihm beauftragte 
Architekt die Arbeiten überwacht hatte. 
Wegen offenkundiger Fehler sei es – neben 
anderen Mängeln – zu Verstopfungen bei 
der Abwasserleitung gekommen. Der Betrof-
fene bestritt das und führte die Probleme 
auf Benutzungsfehler durch die Hausbewoh-
ner zurück. Doch vor Gericht setzte sich der 
Bauherr durch. Nach der Beweisaufnahme 
kam ein Zivilsenat zu dem Schluss, dass 
entweder ein unzureichendes Gefälle der 
Leitungen vorliege, deren Durchmesser zu 
schmal sei oder die Leitungen in ungünsti-
gem Winkel aufeinanderträfen. Das hätte 
der Architekt bemerken müssen. 
OLG Brandenburg
Urteil vom 23.01.2019
Az.: 4 U 59/15
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